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Die Finanzkommission Gesundheit hat in ihrem ersten Bericht 

Empfehlungen zur Stabilisierung des Beitragssatzes zur gesetzlichen 

Krankenversicherung ab 2027, drei spezifische Reformempfehlungen für 

den Bereich der Psychotherapie formuliert. Dabei findet sich nur ein 

Vorschlag aus der Empfehlungskategorie A (Nr. 12) und zwei aus der 

Empfehlungskategorie B (Nr. 10 & 11). 

Empfehlungskategorie A: Einsparungen oder Einnahmen ohne erwartbare 

Auswirkungen auf die Qualität der Versorgung beziehungsweise 

Steuerungseffekte, Zugang oder Verteilungsgerechtigkeit 

Empfehlungskategorie B: Einsparungen oder Einnahmen, die mit 
unsicheren oder potenziell negativen Auswirkungen auf die Qualität der 
Versorgung, Zugang oder Verteilungsgerechtigkeit einhergehen  
 

 

Empfehlungskategorie A (Einsparungen ohne erwartbare 

Auswirkungen auf die Qualität der Versorgung): 

Auswirkung der Reformempfehlung 12 der Finanzkommission auf 

die ambulante psychotherapeutische Versorgung aus Sicht der DPtV 

In der Reformempfehlung 12 wird vorgeschlagen, den Konsiliarbericht vor 

psychotherapeutischen Leistungen bei bestehender Voruntersuchung 

entfallen zu lassen. 

Dieser Vorschlag wird ausdrücklich durch die DPtV unterstützt. Hierdurch 

können unnötige Doppeluntersuchungen vermieden werden und 

psychotherapeutische Behandlungen zügiger angegangen werden. 

Zur Einleitung weiterer interdisziplinärer Abklärungen während laufender 

psychotherapeutischer Behandlungen, sollte unbedingt ein gesetzlicher 
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Auftrag zur Einbindung der Psychotherapeut*innen in das reguläre 

Überweisungsverfahren angestoßen werden. Hier schlummern weitere 

Kosteneinspar- und Effizienzreserven, die unbedingt mitbedacht werden 

sollten. An dieser Stelle entstehen derzeit Lücken in der 

Versorgungssteuerung und der angemessenen Nutzung 

psychotherapeutischer Kompetenzen, was zusätzliche Kosten verursacht. 

 

 

Empfehlungskategorie B (Potenziell negative Auswirkungen auf die 

Qualität der Versorgung): 

Auswirkung der Reformempfehlung 10 der Finanzkommission auf 

die ambulante psychotherapeutische Versorgung aus Sicht der DPtV  

In der Reformempfehlung 10 wird der Vorschlag unterbreitet, diejenigen 

psychotherapeutischen Leistungen in der GKV, die bisher extrabudgetär 

vergütet werden, künftig vollständig innerhalb der morbiditätsbedingten 

Gesamtvergütung (MGV) zu vergüten (vgl. S. 136  Erster Bericht der 

FinanzKommission Gesundheit).  

Derzeit werden ca. 90% der psychotherapeutischen Leistungen 

extrabudgetär vergütet.  

Das sind u.a. die psychotherapeutischen Sprechstunden, die 

psychotherapeutischen Akutbehandlungen, die probatorischen Sitzungen 

sowie die antragspflichtigen psychotherapeutischen Gesprächsleistungen 

der Einzel- und Gruppenpsychotherapie. 

Eine extrabudgetäre Vergütung bedeutet, dass Krankenkassen diese 

Leistungen entsprechend des Leistungsbedarfs zum vollen Preis 

vergüten, ohne das zur Verfügung stehende Honorar anderer 

Fachgruppen zu belasten. Eine extrabudgetäre Vergütung wird i. d. R. 

gewährt, wenn neue Leistungen in den Leistungskatalog (EBM) 

aufgenommen werden, bei denen der Leistungsbedarf in der Versorgung 

noch nicht zu beziffern ist und eine Mengendynamik zu erwarten ist. Eine 

extrabudgetäre Vergütung können die Vertragspartner GKV-SV und KBV 

auch vereinbaren für Leistungen, bei denen eine Mengenentwicklung 

explizit ermöglicht werden soll, also für besonders förderungswürdige 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/F/FinanzKommission_Gesundheit/FinanzKommissionGesundheit_Erster_Bericht_20260330.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/F/FinanzKommission_Gesundheit/FinanzKommissionGesundheit_Erster_Bericht_20260330.pdf
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Leistungen. Das sind derzeit u. a. die oben genannten 

psychotherapeutischen Leistungen, aber auch die Leistungen der Haus- 

und Kinderärzte. Die für eine Rückführung in die MGV vorgeschlagenen 

psychotherapeutischen Leistungen werden seit dem 1.1.2013 

extrabudgetär vergütet und unterliegen einer kontinuierlichen 

Mengenentwicklung. Die Mengenentwicklung dieser Leistungen lag in den 

zurückliegenden Jahren bei über 3% jährlich. Diese Entwicklung hat die 

Vertragspartner GKV-SV und KBV im Bewertungsausschuss in der 

jährlichen Überprüfung dazu veranlasst, die psychotherapeutischen 

Leistungen aus Versorgungsgesichtspunkten weiterhin extrabudgetär zu 

führen.  

Die Wiedereingliederung der Psychotherapeutischen Leistungen in 

die Morbiditätsbedingte Gesamtvergütung (MGV) wäre eine radikale 

Kehrtwende mit negativen Auswirkungen für die Versorgung.  

Die Morbiditätsbedingte Gesamtvergütung wird von den Krankenkassen 

mit befreiender Wirkung an die KVen quartalsweise ausgezahlt. Diese 

übernehmen die Verteilung entsprechend der Bewertung der Leistungen 

im EBM und entsprechend eines regional abgestimmten 

Honorarverteilungsmaßstabes (HVM).  

Eine Leistungsausweitung einer Fachgruppe innerhalb einer begrenzten 

MGV führen theoretischunmittelbar zu Umverteilungen innerhalb der 

Leistungsbereiche und der Fachgruppen und somit zu Honorareinbußen 

anderer Fachgruppen. Um den „konkurrierenden“ Fachgruppen 

Planungssicherheit zu gewähren, werden regelmäßig 

Honorarbegrenzungen einzelner Leistungen oder Fachgruppentöpfe 

eingeführt. Ist der fachgruppenbezogene Topf übermäßig beansprucht, 

werden Leistungen innerhalb dieses Topfes nur noch anteilig, also nicht 

länger zum vollen Preis vergütet. Die 10% der psychotherapeutischen 

MGV-Leistungen „floaten“ derzeit KV-spezifisch auf bis zu 70% und 

weniger. 

Welches sind die Folgen einer Überführung der 

psychotherapeutischen Gesprächsleitungen in die MGV? 

Krankenkassen werden bei einer Rückführung der psychotherapeutischen 

Gesprächsleistungen in die MGV der KVen die MGV genau um den 

Betrag erhöhen müssen, den sie derzeit extrabudgetär für diese 
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Leistungen bereitstellen. Der GKV-SV hat also mit dem Beschluss des 

erweiterten Bewertungsausschuss vom 11. März 2026 und einer 4,5%-

igen Abwertung der psychotherapeutischen Leistungen dafür gesorgt, den 

Betrag, den sie in die MGV überführen müssten, möglichst gering zu 

halten. Die auf diese Weise von den Psychotherapeut*innen 

„mitgebrachten“ Geldmittel werden in einem gedeckelten Topf der MGV 

auch zukünftig für die ambulante Psychotherapie zur Verfügung stehen − 

nicht mehr und nicht weniger. 

Auch in der Welt der MGV hat die Rechtsprechung des BSG 

Gültigkeit. 

Psychotherapeut*innen erbringen ausschließlich streng zeitgebundene 

Leistungen (Stundenlohnprinzip). Diese sind nicht delegierbar und durch 

die/den einzelne/n Psychotherapeutin/en nur geringfügig auszuweiten 

(Fachgruppendurchschnitt ca. 24-26 Sitzungen/Woche/). Fachärztliche 

Leistungen können hingegen durch Rationierung von Praxisprozessen 

oder durch Delegation von Leistungen ausgeweitet werden (Akkordlohn 

Prinzip).  

In ständiger Rechtsprechung des BSG lassen Psychotherapeut*innen die 

Rechtmäßigkeit der Beschlüsse des (erw.) Bewertungsausschuss zur 

Vergütung psychotherapeutischer Leistungen überprüfen. Nur so gelingt 

es seit 1999 zumindest eine Mindestvergütung psychotherapeutischer 

Gesprächsleistungen abzusichern. (siehe dazu Faktenblatt der DPtV und 

der BPtK zu den Sparvorschlägen des GKV-SV).  

Mengenbegrenzung psychotherapeutischer Leistungen 

unausweichlich.   

Bei Rückführung der psychotherapeutischen Leistungen in die MGV 

wären diese mit einem Mindestpreis zu vergüten. Dieser Rechtsanspruch 

bestünde weiterhin. Mengenentwicklungen dieser Leistungen könnten 

also nur begrenzt über einen „floatenden“ Preis kompensiert werden. Das 

bedeutet unweigerlich, dass nur durch die Begrenzung der 

Leistungsmenge der psychotherapeutischen Leistungen in der MGV eine 

Umverteilung von Geldmitteln und damit die Belastung anderer 

Fachgruppen vermieden werden könnte. Mengenbegrenzungen sind 

unausweichlich die kalkulierte Folge. 
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Jede Mengentwicklung psychotherapeutischer Leistungen wird auf 

diese Weise unterbunden.                                                                         

Wir stimmen mit der Expertenkommission überein, dass hierdurch 

massive negative Auswirkungen für die Versorgung psychisch erkrankter 

Menschen zu erwarten sind. Durch diesen Schritt würde die 

Weiterentwicklung der psychotherapeutischen Versorgung, insbesondere 

in Regionen und Bereichen mit noch nicht ausreichender Versorgung 

(ländliche und strukturschwache Regionen, Kinder und Jugendliche) 

verhindert.  

Auf diese Weise würde unterbunden:  

- Die Weiterentwicklung des Versorgungsangebotes durch Teilung 

von ganzen Versorgungsaufträgen in zwei hälftige 

Versorgungsaufträge (zwei halbe Versorgungsaufträge erbringen 

derzeit 140% eines vollen Versorgungsauftrages). 

- Die Ausweitung der psychotherapeutischen Kapazitäten durch 

Sonderbedarfe und Ermächtigungen. 

- Jedwede Leistungsausweitung psychotherapeutischer Angebote. 

- Die Finanzierung der Weiterbildung wird in zweierlei Hinsicht noch 

schlechter gestellt: 1. Die zu erwartenden Mengenbegrenzungen 

treffen auch die Weiterbildungspraxen. 2. Der Preis der Leistungen 

gerät, wie schon jetzt durch die Kürzung um 4,5%, unter Druck. Der 

Förderbedarf nimmt zu. 

 

Die Weiterentwicklung der psychotherapeutischen Vergütung wird 

verunmöglicht. 

Die Bewertung der psychotherapeutischen Leistungen bewegt sich derzeit 

an einer unteren Grenze, die das Bundessozialgericht möglicherweise 

schon in einem nächsten Verfahren nicht mehr toleriert und erneut 

hochsetzt.Die Psychotherapeut*innen werden schon jetzt gegenüber 

somatisch tätigen Ärzten stark benachteiligt. Nach wie vor erwirtschaften 

Psychotherapeut*innen bei vergleichbarem Einsatz und nach Abzug der 

Praxiskosten nur einen halb so hohen Ertrag pro Stunde oder im 

Jahresmittel, wie ihre ärztlichen Kolleg*innen. Nach einer Rückführung der 

psychotherapeutischen Leistungen in die MGV hätten GKV-SV und KBV 

m. E. bei Honorarverhandlungen gleichsinnige Interessen, die sich gegen 
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die Psychotherapeut*innen richten. Der GKV wird weiterhin Einsparungen 

realisieren wollen, die KBV wird verhindern, dass psychotherapeutische 

Leistungen sich entwickeln in Menge und Preis um die anderen 

fachärztlichen Töpfe zu schützen und eine „unheilvolle“ Umverteilung zu 

vermeiden. Auch hier blicken Psychotherapeut*innen bereits auf 

entsprechend leidvolle Erfahrungen vor 2013 zurück. 

Innerhalb des Systems der KVen haben die Psychotherapeut*innen 

aufgrund der gesetzlichen Deckelung auf 10% der Mitglieder der 

Vertreterversammlungen keinerlei Durchsetzungsmöglichkeiten bei den 

durch die Einbudgetierung entstehenden innerärztlichen 

Verteilungskonflikten. Und das, obwohl die Psychotherapeut*innen 

inzwischen mehr als 20% der KV-Mitglieder stellen. 

Psychotherapeut*innen haben kein Stimmrecht im Bewertungsausschuss, 

sie stellen weder in der KBV noch in den KVen der Länder einen ersten 

Vorsitzenden oder stellv. Vorsitzenden. In den letzten Jahren hat die 

Politik, die Selbstverwaltung und der Berufsstand daran gearbeitet, die 

Behandlung von Menschen mit psychischen Erkrankungen im Rahmen 

der geltenden Bedingungen besser auszugestalten:  

1) Durch die Psychotherapierichtlinienreform 2017 konnte mit den neuen 

Leistungen der Akutbehandlung und der Psychotherapeutischen 

Sprechstunde das Behandlungsangebot erweitert und der Zugang zur 

Psychotherapie niedrigschwelliger gestaltet werden.  

2) Durch die Förderung der Gruppenpsychotherapie konnte seit 2021der 

Anteil der Gruppenpsychotherapie an der Richtlinienpsychotherapie mehr 

als verdreifacht werden. Inzwischen nehmen ca. 10% der Patient*innen 

eine gruppenpsychotherapeutische Behandlung in Anspruch. 

Die zielgenaue Weiterentwicklung des psychotherapeutischen 

Behandlungsangebotes ist aufgrund der psychischen Morbidität 

weiterhin dringend erforderlich. 

Die vorgeschlagene Wiedereinbudgetierung der psychotherapeutischen 

Leistungen bedeutet eine Abkehr von den gemeinsam unternommenen 

Anstrengungen. 

Vor dem Hintergrund des immer größer werdenden ärztlichen 

Nachwuchsmangels im Bereich Psychotherapie und Psychiatrie 
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kompensieren vielerorts Psychologische Psychotherapeut*innen und 

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*innen die fehlende 

fachärztliche Versorgung. Sie übernehmen damit einen existentiellen 

Versorgungsanteil, kooperieren mit Hausärzt*innen und steuern in 

passgenaue Angebote des Gesundheitswesens. Durch die deutlich 

schlechter werdenden Honorare und die drohende Unkalkulierbarkeit der 

Honorare sinkt die Attraktivität für Psychotherapeut*innen deutlich, sich 

mit einer Praxis, die gesetzlich Versicherte versorgt, niederzulassen. 

Der Vorschlag 10 der Expertenkommission wird kein Einsparpotential 

haben und wird im ambulanten Versorgungsbereich wenig Wirkung 

entfalten, wenn dabei die Versorgung geschwächt wird. Die wegfallenden 

ambulanten Behandlungsplätze werden eine Verschiebung in den 

kostenintensiven stationären Sektor fördern.                                                                                                    

Wir warnen vor den katastrophalen Auswirkungen auf die ambulante 

psychotherapeutische Versorgung in Deutschland. 

Die Aussagen der Finanzkommission zur Mengen- und 

Honorarentwicklung psychotherapeutischer Leistungen entsprechen 

einseitig dem Narrativ des GKV-SV und sind grob fehlerhaft, hierzu 

einige Beispiele: 

Die kritischen Aussagen der Finanzkommission finden sich auf Seite 137. 

Aussage der Finanzkommission: 

„Analysen weisen zudem auf einen deutlichen Zusammenhang zwischen 

der regionalen Psychotherapeutendichte und der Inanspruchnahme (zum 

Beispiel Grobe et al. 2020).“ 

Richtigstellung DPtV:  

Unterstellt wird eine Angebotsinduzierte Nachfrage psychotherapeutischer 

Leistungen. Ohne Grund. Selbstverständlich können in Regionen mit 

einem annähernd ausreichenden Verhältnis von 

Einwohner/Psychotherapeut*innen mehr Pat. versorgt werden. Zum einen 

übernehmen Psychotherapeut*innen in diesen Regionen eine 

Mitversorgung für das schlechter versorgte Umland, zum anderen zeigen 

Befragungen der Psychotherapeut*innen zur Wartezeit, dass diese 

proportional zu Psychotherapeutendichte abnimmt. 
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Aussage der Finanzkommission: 

„Gleichzeitig gibt es Hinweise darauf, dass psychotherapeutische 

Behandlungen nicht immer entsprechend der in Leitlinien vorgesehenen 

Frequenz und Intensität erfolgen.“ 

Richtigstellung der DPtV: 

Es ist schon bezeichnend, dass sich der Expertenrat Behauptungen zu 

eigen macht, die der GKV-SV wiederholt vorträgt − jedoch 

wissenschaftlich nicht belegt. Leitlinien bieten eine Orientierung und 

bedürfen der ständigen praxisbezogenen und empirischen Überprüfung. 

Entscheidend bleibt die fachliche Einschätzung der 

Psychotherapeut*innen nach Diagnose und Indikationsstellung zur 

individuellen Behandlungsfrequenz.  

Aussage der Finanzkommission: 

„Vor diesem Hintergrund erscheint eine stärkere Orientierung der 

Versorgung an evidenzbasierten Behandlungspfaden und eine bessere 

Priorisierung von Patientinnen und Patienten mit dringendem 

Behandlungsbedarf sinnvoll. Hierzu bedarf es langfristig wirksamer 

Steuerungsinstrumente.“ 

Richtigstellung der DPtV: 

Die psychotherapeutische Sprechstunde ist zur Steuerung und 

Priorisierung von Patient*innen mit dringendem Behandlungsbedarf 

bestens geeignet und wird von Psychotherapeut*innen auf höchstem 

qualitativem Niveau gewährleistet. Siehe Evaluation der Sprechstunde 

durch den Gemeinsamen Bundesausschuss: 

„Die bereits in der Übergangsphase hohen Zahlen zeigen, dass die SprStd 

unmittelbar umgesetzt wurde und sich innerhalb kürzester Zeit als Erstkontakt in 

der ambulanten psychotherapeutischen Versorgung etabliert hat. Mehr als die 

Hälfte der Patientinnen und Patienten erhalten nach der SprStd eine ambulante 

psychotherapeutische Weiterbehandlung, und dies überwiegend zeitnah nach 

der letzten SprStd. In der Zusammenschau zeigt die vorliegende Evaluation, 

dass die Psychotherapeutische Sprechstunde als Erstkontakt zur ambulanten 

psychotherapeutischen Versorgung fungiert, in dessen Rahmen der 

Behandlungsbedarf festgestellt werden und eine Steuerung in die verschiedenen 
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Versorgungsbereiche erfolgen kann. Sofern auf dieser Datenbasis beurteilbar, 

wurden damit die intendierten Ziele erreicht.“ 

https://www.g-ba.de/downloads/17-98-5193/2016-06-16_2016-11-24_PT-

RL_Aenderung_Strukturreform-amb-PT_konsolidiert_Evaluation-PT-

Sprechstunde.pdf 

Aussagen der Finanzkommission: 

„Die Angemessenheitsprüfung psychotherapeutischer Leistungen hat in 

den letzten Jahren zu starken Honorarsteigerungen geführt. ...“ 

„Die letzten beiden Angemessenheitsprüfungen, im Jahr 2025 und aktuell 

im Jahr 2026 haben ergeben, dass die Reinerträge der 

Vergleichsarztgruppen zwischenzeitlich geringer ausfallen, als die der 

Psychotherapeuten. ...“ 

„Durch eine gegenläufige Anpassung der Strukturzuschläge ergibt sich 

eine geschätzte Absenkung der Gesamtvergütung um 2,8 % (Deutsches 

Ärzteblatt 2026; Erweiterter Bewertungsausschuss 2025a, 2026). ...“ 

Richtigstellung der DPtV: 

Die Feststellung der Angemessenheit der Vergütung durch den 

Bewertungsausschuss orientiert sich an empirischen Erhebungen der 

Kostenstrukturen fachärztlicher und psychotherapeutischer Praxen durch 

das Statistische Bundesamt. Diese lagen bis zum Jahr 2024 alle vier 

Jahre vor − seitdem jährlich.  

Bei der Angemessenheitsprüfung orientiert sich der GKV-SV regelmäßig 

an den Grundsätzen der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes. Das 

BSG äußert sich jedoch nicht zur Angemessenheit der Vergütung, 

sondern greift ein, wenn diese mit dem Gleichheitsgrundsatz im 

Grundgesetz nicht mehr in Einklang steht, macht also Feststellungen zur 

untersten Grenze des eben noch rechtgültigen Vergütungsniveaus. 

Danach ist die Rechtswidrigkeit gegeben, wenn Psychotherapeut*innen 

mit absoluter Vollauslastung (schaffen nur 2-3 %) und Abzug der Kosten 

nicht in der Lage sind, zumindest den Durchschnittsertrag der 

unterdurchschnittlichen Facharztgruppen nach Abzug der Kosten zu 

erreichen.   

https://www.g-ba.de/downloads/17-98-5193/2016-06-16_2016-11-24_PT-RL_Aenderung_Strukturreform-amb-PT_konsolidiert_Evaluation-PT-Sprechstunde.pdf
https://www.g-ba.de/downloads/17-98-5193/2016-06-16_2016-11-24_PT-RL_Aenderung_Strukturreform-amb-PT_konsolidiert_Evaluation-PT-Sprechstunde.pdf
https://www.g-ba.de/downloads/17-98-5193/2016-06-16_2016-11-24_PT-RL_Aenderung_Strukturreform-amb-PT_konsolidiert_Evaluation-PT-Sprechstunde.pdf
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Nachvergütungen, die vier Jahre rückwirkend ausgezahlt werden, fallen 

deshalb ins Gewicht, da sie sich die notwendigen Anpassungen über vier 

Jahre aufgestaut haben und nicht jährlich ermittelt wurden. 

Psychotherapeut*innen gewähren den KK jährlich diese Hypothek. 

Psychotherapeut*innen bilden noch immer das Schlusslicht. Sie 

erwirtschaften bei gleichem Arbeitseinsatz und nach Abzug der Kosten 

lediglich den halben Stundensatz oder den halben Praxisertrag, als ihre 

somatisch fachärztlichen Kolleg*innen nach Abzug der Kosten (Zi Praxis 

Panel; Erhebung 2023).  

Auch der Sinn der Strukturzuschläge wird von der Finanzkommission 

nicht verstanden. Die Strukturzuschläge orientieren sich an der tariflichen 

Entwicklung der MFA-Gehälter, da mit ihnen Praxispersonal zumindest 

anteilig finanziert wird. Der Strukturzuschlag wird also an das 

Praxispersonal weitergegeben und stellt keine Abmilderung der 

Honorarkürzungen der Psychotherapeut*innen dar. 

 

Auswirkung der Reformempfehlung 11 der Finanzkommission auf 

die ambulante psychotherapeutische Versorgung aus Sicht der DPtV 

In der Reformempfehlung 11 der Finanzkommission wird die Streichung 

der Zuschläge zur Kurzzeittherapie benannt. 

Derzeit werden ein großer Teil der psychotherapeutischen 

Therapieleistungen im Rahmen von hocheffektiven Kurzzeittherapien 

erbracht. Diese kompakten und versorgungseffizienten Leistungen 

werden derzeit durch Zuschläge der ersten 10 Sitzungen finanziell 

gestützt, um eine höhere Aufnahmekapazität der Psychotherapiepraxen 

zu fördern und den erhöhten Aufwand zu kompensieren. 

Auch hier stimmen wir mit dem Urteil der Expertenkommission überein, 

dass die Streichung dieser Zuschläge, negative Auswirkungen auf die 

psychotherapeutische Versorgung hätte.  

Die Wartezeiten auf psychotherapeutische Behandlungen sind oft zu lang 

und die Psychotherapeut*innen benötigen das Instrument der 

Kurzzeittherapien, um der Nachfrage indikationsgerecht überhaupt 

nachkommen zu können.  
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Wir fordern den Gesetzgeber auf, den Vorschlägen der Finanzkommission 

aus dem versorgungsfeindlichen Empfehlungsgrad B nicht zu folgen. 

 

Berlin, 14. April 2026 

 

Dr. Christina Jochim   Dr. Enno Maaß  

Bundesvorsitzende der DPtV  Bundesvorsitzender der DPtV 


